
Einstweilige Verfügungzur Verhinderung einer rechtswidrigen
Beschlussfassung? Keine gute Idee!

- zugleich Anm. zu AG Tettnang, Beschl. v. 09.02.2021 - 8 C 95/21,
ZMR 2021, 622 (in dieser Ausgabe)

Von Dr. David Greiner, Rechtsanwalt und Fachanwalt fürMiet- und Wohnungseigentumsrecht
sowie fürBau- und Architektenrecht, Tübingen

^IT

1. Einführung

Besteht ein Anspruch gegen die Initiatoren einer unbe-
rechtigt einberufenen Versammlung auf Unterlassung
der Durchführung dieser Versammlung und kann der
Anspruch im Wege der einstweiligen Verfügungdurch-

gesetzt werden? Das Amtsgericht Tettnang bejahte dle-
se Fragen und bewegte sich dabei vermeintlich auf ge-
sicherter Grundlage. Bei verdefter Betrachtung erweist
sich indes, dass die Entscheidung nicht nur auf durchaus
schwankender Grundlage beruht, sondern dass sie sich
inmitten dogmatlscher Abgründebewegt. Das Thema des
Beitrags ist deshalb nicht nur von hoher praktischer Be-
deutung, sondern berührtauch dogmadsche Grundfragen
des neuen Wohnungseigentumsrechts.

Zur Einführungsel zunächst der dem besprochenen Be-
schluss zugrundeliegende Sachverhalt kurz sklzziert:

In einer Teileigentümergemeinschaft „Tiefgarage", be-
stehend aus 64 Stellplatzeigentümern, kam es m der
Eigentümerversammlung am 15.07.2020 zu Streit zwi-
schen einigen Miteigentümernund der Verwalterin. Dle
Verwalterin legte daraufhin impulsiv und spontan ihr Amt
nieder. Eine solche Amtsniederlegung ist nach h.M. je-
derzeit mögllchund wirksam, auch wenn kein wichtlger
Grund vorliegt.l) Drei der fünfVerwaltungsbeiräte (dar-
unter der Vorsitzende) folgten dem Beispiel der Verwalte-
rin und erklärten später ebenfalls dle Amtsniederlegung.
Die Gemeinschaft stand somit ohne Verwaltung und mit

einem stark geschrumpften Beirat da; ein außerordent-
lich misslicher Zustand. Die beiden verbliebenen Verwal-
tungsbeiräte kümmertensich in der Folgezeit nicht um
die Einberufung elner Versammlung - was sie hättentun
können.Sie hättenentweder mehrheitlich einen von ihnen
zum Vorsitzenden wählenoder gemeinsam alle Rechte des
Vorsitzenden ausübenkönnen.2) Stattdessen nahmen es
drei engagierte Eigentümerauf sich, Kandidaten färdie
Ubernahme der Verwaltung zu suchen und unter ord-
nungsmäßigerÜbersendungder eingeholten Angebote
eine Versammlung mit dem Zweck der Verwalter- und
Beiratswahl einzuberufen. Das Elnberufungsschreiben
(es waren tatsächlich zwei aufelnanderfolgende Schrei-
ben, worauf es hier aber nicht ankommt) unterzelchne-
ten die drei Elgentümermit dem Zusatz „Das Orgamsa-
tionsteam" und verwiesen darauf, dass 42 der insgesamt
62 Eigentümerdamit einverstanden seien. Nach dem Er-
halt des Einberufungsschreibens erklärten auch die bei-
den verbliebenen Venvaltungsbeiräteihren Rücktritt.Ein
Elgentümer(Antragsteller) wollte die Fassung der seiner
Meinung nach rechtswidrigen Beschlüssenicht abw^arten
und setzte sich gegen die Durchführungder Versammlung
zur Wehr, indem er den Erlass einer einstweiligen Unter-

1) S. nur LG Frankfurt am Main, Beschl. v. 27.10.2020-2-13 S 87/19,
ZMR 2021,58; AG Hamburg-Blankenese, Beschl. v. 05.01.2016 - 539 C
47/15, ZMR 2016,314 unter Hinw. wiijacoby, Das private Amt, S.531.

2) Riecke, in: Riecke/Schmid, §24 WEG, Rn 10.
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lassungsverfügungbeantragte. Das Amtsgericht Tettnang

gab dem Antrag statt.

In seinem Beschluss verpflichtete das Amtsgericht die An-
tragsgegner nicht nur zur Unterlassung, die einberufene
Versammlung durchzuführen,sondern auch zum W^ider-
ruf der Einladung. Dieser Bestandteil der Entscheidung sei
vorab kommentiert: Verständlich Ist die Anordnung des
Widerrufs, denn ansonsten wäre es nlcht unwahrschein-
lich gewesen, dass die Versammlung ungeachtet der gegen
die Initiatoren gerichtlichen Unterlassungsverfügung
stattgefunden hätte; die anderen Eigentümerhätten sich
(ohne die Initiatoren) versammeln, einen Versammlungs-
leiter wählen und Beschlüsse fassen können. Trotzdem
hätte das Amtsgericht die Widerrufsverpflichtung nicht
anordnen dürfen, denn es fehlte dafüran einer Rechts-

grundlage. Handlungen zur Wiedergutmachung eines
Schadens könnenzwar durchaus einmal im Wege einer
einstweiligen Verfügungangeordnet werden; Musterbei-
spiel ist die Anordnung des Widerrufs einer verleumderi-
schen Aussage. JVIateriellrechtliche Voraussetzung Ist aber
ein vorangegangener Eingriff in eines der von §823 Abs. 1
BGB geschütztenRechtsgüter,weil das Gesetz (§§823,
1004 BGB) nur dann als Rechtsfolge Schadensersatz bzw.
Störungsbeseltigunganordnet. Ein solcher Eingriff liegt
im Fall der unbefugten Elnberufung einer Eigentümer-
versammlung nlcht vor.

Im Folgenden soll es nur noch um die gerichtlich ange-
ordnete Untersagung der Versammlungsdurchführung

gehen. Auf den ersten Blick erscheint die Entscheidung
des Amtsgerichts einleuchtend und geradezu unvermeid-
lich, denn es ist im Grundsatz unbestritten, dass im Falle
einer unbefugt einberufenen Eigentümerversammlung
ein Unterlassungsanspruch bestehen kann. In der Lite-
ratur wird dies mitunter als nahezu alternativlos darge-
stellt: „Beruft ein Nichtberechtlgter eine Versammlung
ein, hat jeder Wohnungseigentümer, aber auch der Ver-
walter einen Unterlassungsanspruch."3) Bei genauerem
Hlnsehen zelgt sich aber, dass die Rechtslage differenziert
zu betrachten ist und dass es auf den Einzelfall ankommt.
Und jedenfalls der besprochene Fall hätteanders entschie-
den werden müssen.

2. Praktische und rechtliche Probleme einer Versamm-
lungs- bzw. Beschlussfassungsuntersagung

a) Jenseits aller juristischen Feinheiten ist zu konstatie-
ren, dass die vom Amtsgericht Tettnang verfügteUnter-
sagung der Versammlungsdurchführungkontraprodukdv
war. Dass die Einberufung - abgesehen von der fehlenden
Elnberufungskompetenz - ordnungsmäßigerfolgt war,
wurde auch vom Antragsteller nicht bestritten. Eine Ver-
walterbestellung war (und ist) dringend erforderlich. In-
folge der gerichtlichen Untersagung der Versammlungs-
durchführung steht die Gemeinschaft jetzt aber immer
noch ohne Verwalter und Verwaltungsbeirat da - ein ka-
tastrophaler Zustand: Niemand kümmertslch um die lau-
fenden Kosten, um die Sicherheit der Tiefgarage, um die
Durchführungvon Reparaturen usw. Um den gesetzlich
vorgesehenen Weg zu beschreiten, hätten sich die Initia-
toren der Versammlung zuvor im Wege der gerichtlichen
Klage zur Einberufung ermächtigen lassen müssen(dazu
s.u. Nr. 5). Am Ende elnes zeitaufwändlgenund kostsple-
ligen Gerichtsverfahrens wäre genau das glelche Ergeb-

nis herausgekommen: Die betreffenden drei Eigentümer
(oder einer von ihnen) hätten eine Versammlung mit den
TOP „Verwalter- und Beiratswahl" einberufen. Sollaber
in dieser Situation wirkllch zwingend das Prozedere eines
Ermächtigungsverfahrens durchlaufen werden müssen,
damit die - unstreitig dringend erforderliche - Versamm-
lung stattfinden kann? Der Antragsteller argumentier-
te, dass er vermeiden wolle, dass auf der Versammlung
rechtswidrige, aber vorläufigwirksame Beschlüssegefasst
werden. Das wirft die Frage auf, ob jeder (beliebige) Feh-
ler, auch ein rein formaler, genügenkann, um eine drin-
gende Beschlussfassung vorbeugend zu verbieten. Und
es stellt slch nach neuem Recht die Frage, wer eventuelle
Unterlassungsanspriiche gegen wen geltend machen kann.

b) Dle vorbeugende Untersagung einer Beschlussfassung
im Verfahren der elnstweiligen Verfügungstellt eine Vor-
wegnahme der Hauptsache (so genannte Leistungsverfü-

gung) dar. Eine Vorwegnahme der Hauptsache im Wege
der Leistungsverfügungist nur unter besonders strengen
Voraussetzungen zulässig. Die IVtaßnahme muss, was im
Rahmen einer Interessenabwägung festzustellen ist, zur
Wahrung der Rechte des Antragstellers dringend geboten
sein.4) Es ist zu fragen, ob dem Antragsteller nicht auch mit
einer späteren Realisierung seines Rechts hinreichend ge-
dient wäre.5)Nachfolgend sollen einige Aspekte, die in dle
Interessenabwägungeinfließenmüssen,erörtertwerden.

b) Die erste und wichdgste Frage lautet, ob die Beschlüsse,
die auf der unbefugt einberufenen Versammlung im Fall
des AG Tettnang gefasst werden sollten, wegen des Ein-
berufungsmangels überhaupterfolgreich anfechtbar ge-
wesen wären.Die Antwort lautet: Nein. Die Einberufung
durch eine unzuständige Person stellt zwar einen Form-
mangel dar. Ein solcher Fehler führtaber nlcht zwingend
zur Beschlussungültigerklärung.Insowelt sei auf ein erst
kürzlichergangenes BGH-Urteil verwiesen, das sich mit
einem ähnlichen Fall befasste: Wohnungseigentümerbe-
riefen in einer Gemeinschaft, in der es weder Verwalter
noch Verwaltungsbeirat gab, unter Übersendungvon drei
Angeboten eine Versammlung zwecks Verwalterwahl ein;
das Verfahren, sich zuvor gerichtlich zur Einberufung er-
mächtlgenzu lassen, hatten sle unterlassen. Der Beschluss
der Verwalterbestellung wurde - auch unter Berufung auf
den Formfehler der Einberufung - angefochten; aber ohne
Erfolg! Der BGH führteaus:

„Die Erklärungeines Beschlnsses fürungülti
i.d.R. aus, wenn feststeht, dass sich der Beschlussman-
gel auf das Abstimmungsergebnis nicht ausge'wirkt
hat. Anders verhält es sich nur bei schwerwiegenden
Verstößen,die dazu fiihren, dass das Teilnahme- und
Mitwirkungsrecht eines Mitgliedes in gravierender
Weise ausgehehelt wird oder wenn die Regeln des
Wohnungseigentumsgesetzes über die Verwaltung des
gemeinschaftlichen Eigentums systematisch missachtet,
etwa Einladungen zu Wohnungseigentümerversamm-
lungen immer wieder sehenden Anges und bewusst von

3) Hügel/Elzer,3. Aufl. 2021, §24 WEG Rn. 87; Schultzky, MietRB 2018,
155 [158].

4) Zö\\er/Vollkommer, 33. Aufl. 2020, §940 ZPO Rn. 6 m.w.N.; Roth,
in: Bärmann, 14. Aufl. 2018, Vorbem. zu §§43 ff. WEG, Rn.78.

5) LG MünchenI, Beschl. v. 05.05.2017 - 36 T 6636/17, IMR 2017,426,
Rn.11.
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einem dazu nicht ermächtigten oder sonst hefugten
Wohnungseigentümer ausgesprochen werden. Diese
Voraussetzungen Uegen hier nicht vor. Der Beschlnss-
mangel hat sich hier nicht ausgewirkt. Das Ergebnis
der Abstimmung wäre aufgrnnd der Mehrheitsver-
hältnisse nicht anders ausgefallen, hätten die Beklag-
ten, wie gehoten, eine gerichtliche Ermächtigung zur
Einladnng oder eine Verurteilung der Kläger, einer
Einladung zuzustimmen oder an ihr mitzuwirken, er-
wirkt.a6)

Die Annahme, eine Versammlung könne schon deshalb
untersagt werden müssen, weil die Beschlüsse voraus-
sichtlich rechtswidrig sein würden, ist deshalb verkürzt,
um nicht zu sagen falsch. Es kommt nicht auf die bloße
Rechtswidrigkeit an, sondern darauf, ob die Rechtswid-
rigkeit zur Ungültlgerklärungführenwird. Das war im
besprochenen Fall - wie auch in dem vom BGH entschie-
denen Fall - nicht anzunehmen.

c) Der BGH hat auch in einem anderen Zusammenhang
- es ging um bauliche Veränderungennach altem. Recht -
entschieden, dass eine rechtswidrige Beschlussfassung
(„Zitterbeschluss") nicht zwangsläufig verhindert wer-
den muss. Die Eigentümermehrheithat sogar das Recht,
materiell rechtswidrige Beschlüssezu fassen. Sie darf das
Rislko der Anfechtung bewusst eingehen; der BGH er-
kennt an, dass es hierfürnachvollziehbare Gründegeben
kann. Deshalb kann und ggf. muss ein Verwalter auch
materiell rechtswidrige Beschlüsseverkünden.7)Würde
bspw. eine Versammlung einberufen, in der absehbar
ein materiell rechtswidriger Beschluss gefasst werden
wird (indem bspw. dle Genehmigung einer baulichen
Veränderung angekündigt wird, die einen überstlmm-
ten Miteigentümerunbillig beeinträchtigt), dürftediese
Versammlung nicht schon 1m Vorfeld per gerichtlicher
einstweiliger Verfügunguntersagt werden; dem durch die
Beschlussfassung voraussichtlich belasteten Elgentümer
ist es zuzumuten, dle Beschlussfassung abzuwarten und
den Beschluss erst im Nachgang ggf. per Anfechtungs-
klage zu Fall zu bringen.

d) Zudem ist fraglich, ob ein elnzelner Eigentümernach
jetzigem Recht überhaupt aktivlegitlmlert ist, einen
Unterlassungsanspruch hinsichtlich einer angekündigten
Versammlungsdurchführung gerade gegen den oder die
einberufenden Miteigentümergeltend zu machen. Gemäß
§18 Abs. 1 WEG obliegt die Verwaltung der Gemein-
schaft (und nlcht mehr den Eigentümern). Nach der
Konzeptlon des Gesetzes sind Streitigkeiten über dle
Verwaltung zwingend unter Beteiligung der Gemein-
schaft auszutragen; Dlrektansprüchezwischen den Eigen-
tümernkann es insoweit nicht geben. Gesetzt den Fall, es
bestündemateriell ein Unterlassungsanspruch bezüglich
der Versammlungsdurchführungbzw. Beschlussfassung,
müss.te dlesen eigentlich die Gemelnschaft geltend ma-
chen. Diese Möglichkeit ist m Fällen wie dem hier be-
sprochenen Fall des AG Tettnang freilich reine Theorie,
denn dle verwalterlose Gemeinschaft kann kelne Ansprü-
che geltend machen, da sle handlungsunfähig ist; dieser
Umstand stellt ja den Grund und Anlass der ganzen Strei-
tigkeit dar. Das spricht dafür,dass - wie nach bisherigem
Recht - (auch) einzelne Eigentümerden Unterlassungsan-
spruch geltend machen können.8)Der Anspruch ist dann

aber nicht gegen die einberufenden Eigentümer, sondern
gegen dle Gemeinschaft geltend zu machen.9) Damit steht
der Antragsteller vor allen Hürden,die ein Prozess gegen
eine verwalterlose Gemeinschaft mit sich bringt (dazu
unten Nr. 5). Sollte es dem Antragsteller gelingen, eine
einstweilige Verfügung noch vor dem Versammlungs-
termin zu erwirken, stellt sich die Frage, gegen wen ein
etwalges Ordnungsgeld vollstreckt werden könnte;hier-
auf weißzumindest der Verf. keine Antwort. Die interne
„Weitergabe" eines gegen dle Gemeinschaft verhängten
Ordnungsgelds kann allenfalls an ein Organ der Gemeln-
schaft (typischer Fall: an den Verwalter) erfolgen. Vor-
liegend wurde die Versammlung aber weder von einem
Organ einberufen, noch durchgeführt, sondern von ein-
zelnen Eigentümern.

3. Gründefüreine Versammlungs- bzw. Beschluss-
fassungsuntersagung

Lassen wir dle vorstehend erörtertenProbleme der pro-
zessualen Durchsetzung eines Unterlassungsanspruchs
beiseite und wenden uns der Frage zu, in welchen Fäl-
len ein Unterlassungsanspruch überhauptbestehen kann.
Denn aus den obigen Ausführungenfolgt nicht, dass im
Fall einer verwalterlosen Gemeinschaft die Einberufung
durch Nichtberechdgte in jedem Fall hinzunehmen ist.
Entscheidend ist vlelmehr, wie gesagt, das Ergebnis elner
Interessenabwägungim Einzelfall. Welche Gesichtspunk-
te hier eine Rolle spielen können,lässtsich anhand zweier
(anderer) Gerichtsentscheidungen erhellen, die (materiell
zu Recht) eine Versammlungsdurchführunguntersagten.

In einem vom LG MünchenI entschiedenen Falllo) war
In der Teilungserklärung eine P.-GmbH zu Verwalterin
bestellt worden; es lud aber eme D-GmbH zur Versamm-
lung ein. Die Eigentümerversammlung sollte u.a. über
die Verfolgung von Gewährlelstungsansprüchenund die
Ausstellung elner Verwaltervollmacht fürdie D-GmbH
beschließen. Die Einberufung stammte also nlcht von
einem Eigentümerund nicht vom amtierenden Verwal-
ter, sondern von einem „Dritten", mithin von elner Per-
son, die nicht einmal im Ausnahmefall zur Einberufung
berechtigt sein konnte; zudem standen Beschlüsse von
erheblicher Reichweite an. Dieser Fall ist mit dem be-
sprochenen Beschluss des Amtsgerichts Tettnang nicht zu
vergleichen. Der Fall des LG MünchenI führtvlelmehr zu
der Frage, in welchen Fällen ein Elnberufungsmangel als
so schwerwiegend erachtet wird, dass man nicht mehr von
einer Versammlung l.S.d. §§23 ff. WEG sprechen kann
(dazu noch unten 4).

6) BGH, Beschl. v. 20.11.2020 - V ZR 64/20, WuM 2021, 204, Rn. 14 f.
Zur Frage der Auswirkung von Einberufungsmängeln ausführlich
Dötsch,in: Bärmann/Pick,20. Aufl. 2020, vor §§43 ff. WEG, Rn.56.

7) BGH, Beschl. v. 29.05.2020 -V ZR 141/19, 2MR 2020, 770.
8) Dötsch,IMR 2021,169 in einer Anm. zum Beschluss des AG München

v. 25.02.2021 -1291 C 2946/21 (in dem es ebenfalls um die Unterlassung
einer Versammlungsdurchführungim Wege der einstsveiligen Verfügung
ging).

9) So tendenziell auch Dötsch, IMR 20231, 169 m. Hinw. auf das zur
gleichgelagerten Problematik ergangene Urteil des LG Stuttgart v.
10.02.2021 (Az. 40 O 46/20 KfH): Darin wurde dem Antrag eines
GmbH-GeseIlschafters gegen die GmbH auf Untersagung einer Ge-
sellschafterversammlungstattgegeben.

10) LG MünchenI, Beschl. v. 05.05.2017 - 36 T 6636/17.
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In einem vom AG Charlottenburg entschiedenen Fall,ll)
auf den sich auch das AG Tettnang berief, hatte der am-
tierende Verwalter die Einberufung einer Versammlung
in Aussicht gestellt (krankheitsbedingt aber mit einem ge-
wissen zeltlichen Vorlauf), die Venvaltungsbeirätewollten
diese aber nicht abwarten und beriefen anstelle des Ver-
walters eine Versammlung ein. Das AG Charlottenburg
untersagte die Versammlung und führtaus: „Würdeman
dem Verwalter dieses Recht [zur Einberufung] nehmen
und sich auf den Standpunkt stellen, er habe eine Ladung
durch den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats zu be-
liebigen TOP stets, auch parallel zu den vom Verwalter
selbst einberufenen Eigentümerversammlungen, hinzu-
nehmen, bestünde eine erhebliche Gefahr fürdie ord-
nungsmäßigeVerwaltung des gemeinschaftlichen Eigen-
tums. Es bestündeständigdle Befürchtung,dass einander
widersprechende Beschlüsse gefasst würden,und der je-
weils zeitllch letzte gefasste Beschluss gem. §23 Abs. 4
Satz 2 WEG vorläufigeWirksanikeit entfalten würde.Es
ist evident, dass dieser Zustand mit den Grundsätzenord-
nungsmäßigerVerwaltung nicht zu vereinbaren wäre."

Dem AG Charlottenburg ist zuzustimmen: Ziel der ge-
setzlichen Regelung über die Zuständigkeiten für die
Einberufung ist es zu verhindera, dass „wilddurcheinan-
der" Eigentümerversammlungeneinberufen werden und
ein „Kompetenzwirrwarr" entsteht. Daraus ergibt sich,
dass die Einberufung durch Nichtberechtigte regelmäßig
dann verhindert und untersagt werden muss, wenn es eine
amderende Venvaltung gibt. Im Fall einer verwalterlosen
Gemeinschaft ist zwar kein Kompetenzkonflikt mit einer
amtlerenden Verwaltung zu befürchten, aber es kann
die Gefahr mehrfacher Einladungen durch verschiedene
Eigentümerbestehen. Das ist aber elne Frage des Einzel-
falls, den ein damit befasstes Gericht aufklären muss. Im
besprochenen Fall des AG Tettnang bestand dle Gefahr
eines „Kompetenzwlrrwarrs" nlcht. Es war nicht zu be-
fürchten,dass es mehrere Emladungen von verschledener
Seite mit der Folge von sich womöglichwidersprechen-
den Beschlüssengeben würde.

4. Sonderfall: Die Gefahr nichtiger Beschlüsse

Wenn die Gefahr besteht, dass auf einer unbefugt eln-
berufenen Versammlung nichtige Beschlüsse zustande
kommen, dürfte elne vorbeugende Untersagung häufig
angezeigt sein, denn nichtige Beschlüsse erzeugen - da
man ihnen ihre Nichtigkeit meistens nicht ansieht, son-
dern sle den Anschein der Wirksamkelt haben - elne
schädliche Unsicherheit. Dle Emberufung durch Nicht-
berechdgte führtaber grds. nicht zur Nichdgkeit, sondern
allenfalls zur Anfechtbarkelt von Beschlüssen.l2)Es gibt
indes Ausnahmen. Manche Zusammenkünftevon Eigen-
tümernwerden nicht als Eigentümer^ersammlungenl.S.v.
§23 Abs. 1 WEG angesehen; wenn dort etwas beschlos-
sen wird, handelt es sich um nichtige Beschlüsse bzw.
„Nichtbeschlüsse".Es geht darum die Fällezu erfassen, in
denen weder der Ladende, noch die Empfängerredllcher
Weise annehmen durften, es werde eine Versammlung
l.S.d. §§23 ff. WEG einberufen.13) Die Grenzziehung ist
schwierig. Im Prinzip unstreitig schelnt der Fall zu sein, in
dem elne Versammlung durch einen „beliebigenDritten"
einberufen wurde, also von elner Person, die weder Mit-
eigentümer, noch Verwalter ist (wie z.B. 1m oben Nr. 3

skizzierten Fall des LG München I); auf elner solchen
Versammlung könnenkeine wirksamen Beschlüssei.S.d.
Wohnungseigentumsrechts gefasst werden. Ein Miteigen-
tümerist im Ausgangspunkt hingegen kein „beliebiger
Dritter", sondern ein potentiell Einberufungsberechtig-
ter, denn prinzipiell könnte er gerichtlich zur Einberu-
fung ermächtigtwerden. Richtiger Auffassung nach führt
die (unberechtigte) Einberufung durch einen JVIiteigentü-
mer deshalb zu Beschlüssen,die allenfalls anfechtbar, aber
nicht nichtig sind.l4) Aber das ist nicht unstreitig. Wenn
- wie im besprochenen Fall des AG Tettnang - den einbe-
rufenden Miteigentümerndie Berechtigung offenkundig
und unstreitig fehlt, ist bspw. nach Emmerich Nichtig-
keit anzunehmen: „Richtigerwelse wird man annehmen
müssen,dass Einladungen von Personen, die weder vom
Gesetz noch erkennbar von einer Vereinbarung oder einer
Gerichtsentscheidung zur Einberufung ermächtigt sind,
unbeachtlich sind. Denn die Eigentümerkönnendavon
ausgehen, dass diese Versammlung nicht stattfinden wird.
Werden gleichwohl Beschlüsse gefasst, sind diese nich-
tig."15) Dieser Auffassung kann aber nicht zugestimmt
werden. Sie ist schon nicht mit der oben (Nr. 2c) zitierten
BGH-Rspr. in Einklang zu bringen. Der BGH hielt dle
Beschlüsse, die auf einer Versammlung gefasst wurden,
die von offenkundig nicht dazu berechtlgten Eigentü-
mern einberufen worden war, nicht fürnichtig. Er wies
die gegen die Beschlüsseerhobene Anfechtungsklage viel-
mehr zurück.Nach altem Recht waren im Zuge der An-
fechtungsklage auch Nlchtigkeitsgründezu prüfen;des-
halb stand mit der Zurückweisungder Anfechtungsklage
fest, dass die Beschlüsse nicht nichtig waren. Im Übri-
gen ist es eine Behauptung, aber keine Begründung,dass
Eigentümerdavon ausgehen könnten,eine Versammlung
werde nlcht stattfinden, wenn sie von dazu nicht ermäch-
tigten Miteigentümerneinberufen wurde.

5. Ausblick: Verwalterbestellung in einer verwalter-
losen Gemeinschaft

Wie kommt eine verwalterlose Gemeinschaft zu einem
neuen Verwalter, wenn es keinen Verwaltungsbeirat gibt
(der rechtmäßigeine Versammlung einberufen könnte)?
Das Gesetz bletet hierfür keine befriedigende Lösung,
vielmehr ist die Situation schwierig bis zum Verzweifeln;
die WEG-Reform hat sich in diesem Punkt nicht mit
Ruhm bekleckert. Eine Klage auf gerichtliche Verwal-
terbestellung scheidet aus, well dai?-iit das Selbstorgani-
sationsrecht der Gemeinschaft übergangenwürde. Also
muss eine Versammlung einberufen werden. Dass diese
Emberufung gem. §9b Abs. 1 Satz 2 WEG durch alle
Eigentümergemeinschaftllch erfolgt bzw. dass die Eigen-
tümersich zu elner Unlversalversammlung einfinden (bel
der es nicht auf die Einhaltung der Formalia ankäme), ist
jedenfalls bei größerenGemeinschaften kaum vorstellbar.
Also muss slch ein engagierter Eigentümerfinden, der eine
Klage gegen seine Gemeinschaft erhebt mit dem Ziel, sich

11) AG Charlottenburg, Beschl. v. 25.09.2012 - 73 C 1005/12, ZWE
2013,41.

12) M.üKo-^GWHogenschurz, 8. Aufl. 2021, §24 WEG, Rn. 39 m.w.N.
13) St3MÄmyr/Häublein(2017), §23 WEG Rn. 132.
14) Skauradszun, Einberufung der Versammlung, ZWE 2016, 61 [62].
15) Emmerich, in: Bärmann/Pick (Fn. 6), §24 WEG, Rn. 20; Ebenso

Hügel/Elzer,3. Aufl. 2021, §24 WEG Rn. 86.
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zur Einberufung einer Versammlung ermächtigen zu las-
sen. Wer aber sollte dazu bereit sein? Wer investiert aus
Verantwortungsgefühl für die Gemeinschaft Zeit und
Geld füreinen Rechtsstreit, durch den er vielfach auch
noch Anfeindungen seiner Mlteigentümerauf sich ziehen
wird (die nicht verstehen, dass der Prozess gegen die Ge-
meinschaft vom Gesetz vorgegeben ist und dem Gemein-
schaftsinteresse entspricht)? 2u allem ÜberflussIst eine
Klage gegen eine verwakerlose Gemeinschaft auch noch
mit mannigfachen Problemen und offenen Fragen behaf-
tet.l6) Vielleicht bestellt das Gericht fürdie verwalterlose
Gemeinschaft einen Prozesspfleger.l7) Vielleicht begnügtes
sich aber auch damit, die Klage irgendeinem (x-beliebigen)
Wohnungseigentümerzuzustellen, was nach h.M. genügt.
Ob der Eigentümer,dem die Klage zugestellt wurde, sich
dann dle Mühemacht, dle übrigenIVIiteigentümerdarüber
zu informieren, ist offen. Zur Abgabe einer Verteidlgungs-
anzeige in Vertretung der Gemeinschaft ist jedenfalls keln
Eigentümerbefugt, auch keine Eigentümermehrheit,son-
dern nur alle (außerdem Kläger) gemeinschaftlich. Eine
Verteidigung kann nur erfolgen, indem eln Eigentümer
dem Prozess auf Seiten der beklagten Gemeinschaft als
Nebenintervement gem. §66 Abs. 1 ZPO beitritt.l8) Aber
auch hier stellt slch die Frage, warum ein Elgentümerdem
Prozess (wenn er überhauptdavon Kenntnis erlangt) auf
elgene Kosten und Risiko beitreten sollte? Es wird deshalb
wohl meistens ein Versäumnisurtell ergehen, das den Klä-

ger zur Einberufung ermächtigt. Beteiligt wurden an dem
Vorgang dann genau zwei Wohnungseigentümer. Und
dadurch soll die Einberufung an Legitimität gewonnen

haben? Ist ein Eigentümer erst einmal zur Einberufung
ermächtigt, hat er immer noch viel Arbeit vor sich, denn
die ordnungsmäßigeEinberufung und Vorbereitung der
Versammlung (Einholung von Angeboten von Verwaltern,
Suche nach einem Versammlungsraum usw.) ist - zumal
bei einer größerenGemeinschaft - keine Klelnigkeit. Kann
man realistischerwelse annehmen, dass es derart engagierte
Eigentümergibt, die nicht nur die ]V[üheder Einberufung
der Versammlung auf sich nehmen, sondern zuvor auch
noch einen ganzen Gerichtsprozess auf eigene Kosten und
Risiko durchziehen? Die Antwort kann nur Nein lauten.
Das Gesetz lässtdle Eigentümergemeinschaftenm solchen
Fällen im Stlch. Der einzige Lichtblick in dieser Misere
ist die oben geschilderte BGH-Rechtsprechung, wonach
Beschlüsseeiner in solchen Fällenunbefugt einberufenen
Versammlung weder nichtig noch erfolgreich anfecht-
bar (insoweit Einzelfallfrage) sind. Damit ist es möglich,
wenlgstens auf den Gerichtsprozess der Einberufungs-
ermächtigung zu verzichten. Sofern und solange es nicht
zu einem „Einladungsgewirr" kommt (Emzelfallfrage),
könnenauf einer durch nicht-befugte Miteigentümerein-
berufenen Versammlung also wirksame Beschlüssegefasst
werden. Dle Durchführungeiner solchen Versammlung
darf nicht gerichtlich untersagt werden.
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